
 
 

 

 

 
 

GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz schwächt Integrierte Leitstellen und 
setzt falsche Anreize in der Notfallversorgung 
Mehr Verantwortung bei gleichzeitig begrenzten Ressourcen – der Gesetzentwurf erzeugt ein 
strukturelles Ungleichgewicht im System. 

Lemgo, 01. Mai 2026 - Der Fachverband Leitstellen e. V. bewertet den aktuellen Gesetzentwurf 
zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung kritisch. Nach 
Auffassung des Verbandes stellt der gewählte Ansatz keinen tragfähigen Beitrag zur Stabilisierung 
des Systems dar, sondern greift in zentraler Weise in die Funktionsfähigkeit der Notfallversorgung 
ein. 

Kern des Gesetzentwurfs ist die Begrenzung der Ausgabenentwicklung durch eine Kopplung an 
die Grundlohnrate sowie die Einschränkung der Refinanzierung tariflicher Entwicklungen. Diese 
Regelung betrifft ausdrücklich auch den Rettungsdienst und die Integrierten Leitstellen – und 
damit genau jene Strukturen, die rund um die Uhr die unmittelbare Notfallversorgung der 
Bevölkerung sicherstellen. Aus Sicht des Fachverbandes wird damit eine grundlegende 
Fehlsteuerung im System verankert. Die tatsächlichen Kosten der Notfallversorgung werden nicht 
reduziert, sondern lediglich in ihrer Refinanzierung begrenzt. Für die Integrierten Leitstellen 
bedeutet dies eine strukturelle Entkopplung von steigenden Anforderungen und begrenzten 
Ressourcen. 

Tatsächlich handelt es sich im Kern um eine Verlagerung von Kosten innerhalb des Systems. 
Aufwendungen, die weiterhin entstehen und zur Sicherstellung der Notfallversorgung erforderlich 
sind, werden nicht vermieden, sondern lediglich aus der solidarisch finanzierten gesetzlichen 
Krankenversicherung herausgedrängt. Die daraus resultierenden Finanzierungslücken wirken 
sich mittelbar auf die operative Versorgungsebene aus und erhöhen den Druck auf die 
Trägerstrukturen sowie auf die leistungserbringenden Systeme. Für die Integrierten Leitstellen 
bedeutet dies, dass steigende Anforderungen und systemische Mehrbelastungen nicht durch 
eine entsprechende Entwicklung der finanziellen Rahmenbedingungen abgebildet werden. 

Integrierte Leitstellen sind hochzuverlässige, sozio-technische Systeme und bilden das zentrale 
Steuerungs- und Entscheidungszentrum der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr. Sie koordinieren 
nicht nur den Einsatz von Rettungsmitteln, sondern übernehmen zunehmend eine aktive Rolle in 
der Steuerung von Patientenströmen und der Vermeidung von Fehlallokationen im 
Gesamtsystem. Damit sind sie eine der wenigen Instanzen, die systemübergreifend Wirkung auf 
Effizienz und Versorgungsqualität entfalten können. Diese Entwicklung wird durch die Reform der 
Notfallversorgung auf Bundesebene ausdrücklich gefordert. 

Gleichzeitig werden mit dem Beitragssatzstabilisierungsgesetz die finanziellen 
Rahmenbedingungen so verändert, dass genau diese Steuerungsleistung künftig unter deutlich 
erschwerten finanziellen Bedingungen erbracht werden muss.  
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Es entsteht ein systemischer Widerspruch: Die Leitstellen sollen mehr leisten, differenzierter 
steuern und das System entlasten – gleichzeitig werden die dafür notwendigen finanziellen 
Ressourcen begrenzt. 

Kritisch ist die Wirkung auf die personelle Ausstattung. Leitstellenbetrieb ist hochgradig 
personalintensiv und erfordert qualifiziertes, erfahrenes Personal. Einschränkungen bei der 
Refinanzierung tariflicher Entwicklungen treffen daher unmittelbar die Fähigkeit, Personal zu 
gewinnen und langfristig zu binden. In einem bereits angespannten Arbeitsmarkt führt dies 
zwangsläufig zu steigenden Vakanzquoten und sinkenden Erfahrungsniveaus – mit unmittelbaren 
Auswirkungen auf die Leitungsfähigkeit, Prozessstabilität und die Qualität der Notrufbearbeitung. 
Einschränkungen, die auch durch die wiederholt geforderte Reduzierung der Leitstellenstandorte 
nicht zu kompensieren sind. 

Hinzu kommt, dass die vorgesehene Begrenzung der Finanzierungsentwicklung dem 
dynamischen Charakter der Notfallversorgung nicht gerecht wird. Einsatzaufkommen, 
Versorgungsbedarfe und strukturelle Anforderungen entwickeln sich nicht entlang der 
Grundlohnrate. Eine statische Begrenzung der Refinanzierung steht daher im Widerspruch zur 
tatsächlichen Systemrealität und Lebenswirklichkeit. 

Die vorgesehene Begrenzung der Ausgabenentwicklung führt im Ergebnis dazu, dass die 
finanziellen Lasten der notwendigen Reform der Notfallversorgung vom Bund auf die kommunale 
Ebene verlagert werden. Dies steht im Widerspruch zur angestrebten stärkeren Verankerung des 
Rettungsdienstes im Sozialgesetzbuch V. Wenn qualitative Anforderungen bundeseinheitlich   
definiert und gesteuert werden sollen, muss dies konsequenterweise auch mit einer 
entsprechenden Finanzierungsverantwortung einhergehen. Eine Abwälzung der Kosten auf die 
kommunale Ebene ist vor diesem Hintergrund nicht konsistent. Hinzu kommt, dass die 
kommunalen Haushalte bereits heute durch erhebliche Defizite belastet sind und zusätzliche 
strukturelle Mehrbelastungen nur eingeschränkt aufnehmen können. 

Der Fachverband Leitstellen e. V. weist zudem darauf hin, dass Effizienzpotenziale im System der 
Notfallversorgung an anderer Stelle liegen. Insbesondere im Bereich der Indikationsstellung für 
Krankentransporte sowie der standardisierten Notrufabfrage bestehen erhebliche 
Steuerungsmöglichkeiten. Diese werden durch eine pauschale Begrenzung der 
Finanzierungsentwicklung weder adressiert noch gefördert. 

Auch notwendige Investitionen in Technik, Digitalisierung und Systemintegration werden durch 
die vorgesehenen Regelungen erschwert. Gerade diese Investitionen sind jedoch Voraussetzung 
dafür, dass Leitstellen ihre Rolle als zentrale Steuerungsinstanz im Gesamtsystem auch zukünftig 
wirksam wahrnehmen können. 

In der Gesamtbetrachtung führt das Gesetz nicht zu einer strukturellen Lösung, sondern zu 
einer Verschärfung und strukturelle Verfestigung bestehender Probleme.  
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Die Finanzierungsrisiken werden lediglich verlagert, während der gesetzliche 
Sicherstellungsauftrag unverändert bestehen bleibt. Für die Integrierten Leitstellen 
bedeutet dies eine zunehmende Belastung bei gleichzeitig deutlich eingeschränkten 
Entwicklungsmöglichkeiten. 

Der Fachverband Leitstellen e. V. kommt daher zu einer klaren Bewertung: Der eingeschlagene 
Weg ist nicht geeignet, die Notfallversorgung strukturell und nachhaltig zu stabilisieren. Vielmehr 
besteht das realistische Risiko, dass zentrale Steuerungsstrukturen geschwächt werden und die 
Funktionsfähigkeit des Gesamtsystems langfristig und zum Nachteil der Hilfesuchenden 
beeinträchtigt wird. 

Der Fachverband fordert den Bundesgesetzgeber auf, die besonderen Rahmenbedingungen der 
Notfallversorgung und insbesondere das Notfallmanagement in den Integrierten Leitstellen 
angemessen und realistisch zu berücksichtigen und die vorgesehenen Regelungen grundlegend 
zu überarbeiten. 

Über den Fachverband Leitstellen e.V.: Der Fachverband Leitstellen e.V. ist ein Zusammenschluss von 
Leitstellen der öffentlichen Gefahrenabwehr sowie privater Betreiber und Dienstleister im 
deutschsprachigen Raum. Ziel des 2014 gegründeten Verbandes ist es, die Qualität, Effizienz und 
Sicherheit der Leitstellenarbeit nachhaltig zu stärken. 
Der Verband fördert den überregionalen Erfahrungsaustausch seiner mehr als 360 Mitglieder und 
engagiert sich in der Entwicklung, Bewertung und Weiterentwicklung organisatorischer, technischer und 
fachlicher Konzepte im Leitstellenwesen. Ein besonderer Fokus liegt auf der Standardisierung von 
Prozessen, der Vernetzung relevanter Akteure sowie der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit 
zentralen Fragestellungen der Gefahrenabwehr. 
Als fachliche Plattform bringt der Fachverband Leitstellen aus Praxis, Wissenschaft und Industrie 
zusammen und leistet damit einen wesentlichen Beitrag zur Weiterentwicklung eines leistungsfähigen und 
zukunftssicheren Leitstellensystems. 


